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Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 2 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage des Abgeordneten Wiard Siebels (SPD) 

Antwort des Niedersächsischen Justizministeriums namens der Landesregierung  

Ermittlungen gegen Mitarbeiter der Financial Intelligence Unit 

Anfrage des Abgeordneten Wiard Siebels (SPD), eingegangen am 10.09.2021 - Drs. 18/9894  
an die Staatskanzlei übersandt am 13.09.2021 

Antwort des Niedersächsischen Justizministeriums namens der Landesregierung vom 15.09.2021 

 

Vorbemerkung des Abgeordneten 

Am 09.09.2021 war den Medien zu entnehmen (Tagesschau, Neue Presse u. a.), dass Beamte der 
Staatsanwaltschaft und der Zentralen Kriminalinspektion Osnabrück Amtsräume des Bundesminis-
teriums der Finanzen und des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz durchsucht 
haben. Grund dafür sollen Ermittlungen wegen Strafvereitelung im Amt gegen Mitarbeiter der Finan-
cial Intelligence Unit (FIU), die organisatorisch bei der Bundeszollverwaltung angegliedert ist, gewe-
sen sein. Berichtet wurde zudem, dass die Staatsanwaltschaft Osnabrück aufgrund einer Be-
schwerde einer Bank aus dem Jahr 2018 in dieser Sache bereits seit Februar 2020 in alle Richtungen 
ermittele. 

Der ZEIT Online vom 09.09.2021 erscheint „nicht nur der Zeitpunkt der Durchsuchungen zweieinhalb 
Wochen vor der Bundestagswahl, auch das Vorgehen der Staatsanwaltschaft Osnabrück (…) unge-
wöhnlich.“ Tatsächlich sei es unüblich, dass eine Ermittlungsbehörde gleich zwei Bundesministerien 
durchsuche, um Informationen zu erhalten. Nach Ansicht der ZEIT Online hätte die Staatsanwalt-
schaft in Osnabrück auf dem normalen Dienstweg ein behördliches Auskunftsersuchen stellen kön-
nen, das dann über die Generalstaatsanwaltschaft an die Bundesministerien gegangen wäre.  

Sowohl das Bundesministerium der Finanzen als auch das Bundesministerium für Justiz und Ver-
braucherschutz teilten der Presse mit, dass es keine Anforderung von Unterlagen seitens der Staats-
anwaltschaft Osnabrück gegeben habe. Weiterhin müsse nach Berichten der ZEIT Online für eine 
solche Durchsuchung „häufig eine Verdunklungsgefahr bestehen“. Abschließend berichtet die ZEIT 
Online, dass laut Insidern der Durchsuchungsbeschluss schon am 10.08.2021 ausgestellt sein soll, 
aber die Durchsuchung erst einen Monat später stattfand, was ebenso ungewöhnlich sei. 

 

1. Weshalb wurden das Bundesministerium der Finanzen sowie das Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz seitens der Staatsanwaltschaft Osnabrück im Vor-
feld der Durchsuchung am 09.09.2021 nicht auf dem regulären Dienstweg dazu aufgefor-
dert, Unterlagen zum Zwecke der Ermittlung zur Verfügung zu stellen? 

Die Staatsanwaltschaft Osnabrück hat hierzu berichtet, dass sich im Zuge der Auswertung des bei 
der Financial Intelligence Unit (FIU) beschlagnahmten Beweismaterials Hinweise auf umfangreichen 
E-Mail-Verkehr zwischen der FIU, dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) und dem Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) ergeben hätten, der die Arbeitsweise der FIU 
(sogenannter risikobasierter Ansatz) zum Gegenstand hat. Vor allem betraf dies ein Schreiben des 
BMJV an das BMF vom 15.05.2020. 

Die zuständige Dezernentin der Staatsanwaltschaft hat deshalb am 30.07.2021 zunächst fernmünd-
lich Kontakt zum BMJV aufgenommen und darum gebeten, das vorgenannte Schreiben für das Er-
mittlungsverfahren zur Verfügung zu stellen. Die Herausgabe wurde jedoch von dem zuständigen 
Mitarbeiter ausdrücklich unter Hinweis auf Geheimhaltungserfordernisse und mit dem Verweis auf 
den „ordentlichen Dienstweg“ verweigert.  
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Im Anschluss an das Telefonat erfolgte eine behördeninterne Abstimmung über das weitere Vorge-
hen mit dem Ergebnis, dass im Hinblick auf Nr. 5 der Richtlinien für das Strafverfahren und das 
Bußgeldverfahren (RiStBV) und nicht auszuschließende Beweismittelverluste Durchsuchungsbe-
schlüsse beantragt wurden, um insbesondere E-Mail-Konten, handschriftliche Aktenvermerke, Ge-
sprächsprotokolle und Korrespondenz zu sichern. Eine lediglich schriftliche Übersendung der Durch-
suchungsbeschlüsse hat sich der Staatsanwaltschaft vor dem Hintergrund eines möglichen Beweis-
mittelverlustes in diesem Stadium nicht mehr als hinreichend erfolgversprechend dargestellt. 

 

2. Wer hat - mit Blick auf die Verhältnismäßigkeit des Mitteleinsatzes - entschieden, eine 
Durchsuchung ohne vorheriges behördliches Auskunftsersuchen durchzuführen? 

Die Staatsanwaltschaft Osnabrück hat die Entscheidung, Durchsuchungsbeschlüsse zu beantragen 
und nach deren Erlass durch das Amtsgericht Osnabrück zu vollstrecken, autonom getroffen. Im 
Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.  

 

3. Wie erklärt sich die Zeitspanne zwischen dem mutmaßlichen Vorliegen des Durchsu-
chungsbeschlusses vom 10.08.2021 (laut Presseberichterstattung) und der Durchfüh-
rung der Durchsuchung am 09.09.2021? 

Die Staatsanwaltschaft Osnabrück hat hierzu berichtet, dass die dort zuständige Dezernentin am 
06.08.2021 bei dem Amtsgericht Osnabrück den Erlass je eines Durchsuchungsbeschlusses für das 
Bundesfinanzministerium und für das Bundesjustizministerium beantragt hat. Das Amtsgericht Os-
nabrück hat sodann am 10.08.2021 versehentlich nur den Durchsuchungsbeschluss bezüglich des 
Bundesfinanzministeriums erlassen, was die Dezernentin erst feststellen konnte, nachdem sie am 
23.08.2021 - nach ihrem Urlaub - die Verfahrensakten wieder vorliegen hatte. Die Akten wurden 
daher unverzüglich erneut dem Amtsgericht Osnabrück übersandt, das am 25.08.2021 den Durch-
suchungsbeschluss nun auch bezüglich des Bundesjustizministeriums erließ. Die Akten lagen der 
zuständigen Dezernentin dann am 26.08.2021 wieder vor.  

Bereits ab dem 25.08.2021 wurden die beabsichtigten Durchsuchungen mit der zuständigen Zollkri-
minalinspektion vorbereitet und das konkrete Vorgehen erörtert. Insbesondere wurden Personalein-
satz und -verfügbarkeit für eine Anreise am 08.09.2021 und die Vollstreckung am 09.09.2021 abge-
stimmt. 

Aufgrund der notwendigen intensiven Vorbereitung und unter Berücksichtigung des Streiks der Ge-
werkschaft der Lokführer vom 02.09.2021 bis zum 07.09.2021 wurde der Durchsuchungszeitpunkt 
dann auf den 09.09.2021 festgelegt. 

(Verteilt am 17.09.2021) 


